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Zu Beginn der Verhandlungen um die Ziele für nach-
haltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, 
SDGs) war lange umstritten, ob Maßnahmen gegen 
den Klimawandel dort überhaupt berücksichtigen 
werden sollten. 

Die SDG-Verhandler/innen hatten zum Teil Angst, „to-
xische“ Debatten rund um die Klimarahmenkonven-
tion (UN Framework Convention on Climate Change, 
UNFCCC) – zum Beispiel zu Gerechtigkeitsfragen – in 

Klimawandel und Energiewende in den SDGs
Deutschlands eilige Hausaufgaben

VON SVEN HARMELING

die SDG-Verhandlungen zu importieren. Die Klima-
verhandler/innen und auch viele Nichtregierungsor-
ganisationen (NRO) maßen den SDGs als freiwilligem 
Rahmenwerk zunächst wenig Gewicht bei. Einigen 
war jedoch klar, dass Entwicklungs- und Klimaf-
ragen heute nicht mehr unabhängig voneinander 
beantwortet werden können, weshalb sie sich für die 
Verbindung der Entwicklungs- und Klima-Agenden 
und damit einen Paradigmenwechsel einsetzten. Die 
2030-Agenda und das Paris-Abkommen nehmen di-
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rekt aufeinander Bezug und auch führende Politiker 
wie UN-Generalsekretär Ban Ki-moon und die schei-
dende Generalsekretärin des Sekretariats der Klima-
rahmenkonvention, Christiana Figueres, betonen die 
Untrennbarkeit der Entwicklungs- und Klima-Agen-
den. Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel hat beim 
SDG-Gipfel in New York im September 2015 explizit 
auf diesen Zusammenhang hingewiesen. 

Auf narrativer Ebene hebt die 2030-Agenda deutlich 
hervor, dass der Klimawandel – insbesondere seine 
Folgen wie Meeresspiegelanstieg, Ozeanversauerung 
und andere Aspekte – eine der größten Herausfor-
derungen unserer Zeit ist und die Fähigkeit aller 
Länder, nachhaltige Entwicklung zu erreichen, 
beeinträchtigt. Das Überleben vieler Gesellschaften 
und ihrer biologischen Unterstützungssysteme sind 
durch ihn gefährdet.

Das Klimaziel (SDG 13) und seine Unterziele blei-
ben insgesamt dennoch relativ vage und haben 
keine wirklich neuen, greifbaren Verpflichtungen 
etabliert. So gelang es beispielsweise nicht, Ziele 
zur Emissionsreduktion in den SDGs zu verankern. 
Widersprüche tun sich in der Agenda auf, indem 
zwar Ansätze einer Integration von Klimaaspekten 
beispielsweise in den SDGs zu Landwirtschaft oder 
Siedlungen zu finden sind, gleichzeitig aber auch 
potentiell klima- und umweltschädlich Infrastruk-
turmaßnahmen als zentrale Entwicklungsmotoren 
aufgeführt werden.  

Das Paris-Abkommen und die 2030-Agenda sind 
explizit miteinander verknüpft.  In gewisser Weise 
konkretisiert das Paris-Abkommen nun auch das 
Klima-SDG 13. Dies gilt insbesondere für die Tem-
peraturobergrenze als zentrale Leitplanke für die 
weltweiten Klimaschutzbemühungen. Während die 
2030-Agenda noch von einer Begrenzung auf „unter 
2 oder 1,5 Grad Celsius gegenüber vorindustriellem 
Niveau“ spricht, haben sich die Staaten durch das 
Paris-Abkommen auf eine Begrenzung auf deut-
lich unter 2 Grad und zu Anstrengungen für eine 
1,5-Grad-Grenze verpflichtet.

Das in Artikel 4.1 des Paris-Abkommens vereinbar-
te Ziel, die Emissionen rasch zu reduzieren und in 
der zweiten Hälfte des Jahrhunderts eine Balance 

zwischen Emissionen und Aufnahme durch Senken 
zu erreichen, hat auch Implikationen für das SDG 7 
zu Energie. Um Artikel 4.1 mit dem 1,5-Grad-Limit in 
Einklang zu bringen, bedarf es einer beschleunigten 
Abkehr von den fossilen Energien hin zu Erneuerba-
ren, um die Energieemissionen bis spätestens 2050 
weltweit auf netto Null zurückzufahren und weitest-
möglich auf spekulative Negativ-Emissions-Techno-
logien verzichten zu können: Die langfristigen Ziele 
erfordern kurzfristiges Handeln und kein Auf-die-
lange-Bank-Schieben. 

Klimaschutz und Energiewende  
in Deutschland beschleunigen

Die Verschärfung des Temperaturziels durch das 
Paris-Abkommen muss Deutschland mit einer kurz-
fristigen Beschleunigung des Klimaschutzes und der 
Umstellung auf Erneuerbare Energien beantworten. 
Dem steht aber entgegen, dass Deutschland schon 
jetzt droht, das 40 Prozent-Reduktionsziel bis 2020 zu 
verfehlen. Dazu tragen u.a. die Ausbremsung des Aus-
baus der Erneuerbaren Energien durch die geplante 
EEG-Reform bei, das aktiv eine mit dem Paris-Abkom-
men konsistente Klimapolitik unterminiert.

Für den langfristigen Klimaschutz wäre es notwen-
dig, den 2050er-Klimaschutzplan am oberen Ende 
des bisherigen Zielkorridors – mindestens 95 Prozent 
Verringerung der einheimischen Emissionen – zu 
orientieren, eine mögliche Verschärfung des Ziels 
auf der Agenda zu halten. Zentral ist, die größten 
Schritte auf diesem Weg bereits in den nächsten zwei 
Jahrzehnten zu, damit insgesamt möglichst wenige 
Emissionen in die Atmosphäre gelangen. Der Umstel-
lung der Stromerzeugung auf erneuerbare Energien 
kommt dabei die Schlüsselrolle zu. 

Internationale Zusammenarbeit:  
Mehr Tempo bei der Klimafinanzierung

Die internationale Kooperation Deutschlands mit an-
deren Ländern ist vielfältig und manche Initiativen 
(wie z.B. Unterstützung für Nationale Anpassungsplä-
ne oder die G7-Klimversicherungsinitiative) haben 
das Potenzial, Entwicklungsländer bei der Umset-
zung der (Klima-)SDGs wirkungsvoll zu unterstützen, 
wenn sie richtig umgesetzt werden. 
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Mit viel Glamour und Pathos 
unterzeichneten am 22. April 
2016 mehr als 170 Staaten den im 
Dezember 2015 ausgehandelten 
Weltklimavertrag in New York. 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 
schwärmte: Der Vertrag habe 
die Kraft, die Welt zu verändern. 
Im September 2015 hatten die 
UN-Staaten einvernehmlich die 
2030-Agenda für nachhaltige 
Entwicklung verabschiedet, in 
der mit Blick auf das Paris-Ab-
kommen in Ziel 13 „Umgehend 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Klimawandels und seiner Aus-
wirkungen“ vereinbart wurden. 
Gelingen kann dies jedoch nur, 
wenn sich die Welt noch vor der 
Mitte dieses Jahrhunderts von den 
fossilen Energieträgern verab-
schiedet. Forscher des University 
College London bezifferten 2015 
eindrücklich: Rund 80 Prozent der 
Kohle-, 50 Prozent der Gas- und 30 
Prozent der Ölreserven müssen 
unter der Erde bleiben.  Für 
Deutschland heißt das: Wir brau-
chen schleunigst einen gesetzlich 
verankerten Kohleausstieg.

Gut 40 Prozent der gesamten deut-
schen CO2-Emissionen entfallen 
auf den Energieträger Kohle.  
Insbesondere die Braunkohle 
ist sprichwörtliches Gift für das 
Klima. Darüber hinaus belas-
tet die Verstromung von Kohle 
die Gesundheit mit Feinstaub, 
Stickoxiden und Schwermetal-
len und ist EU-weit für jährlich 
über 18.000 vorzeitige Todesfälle 

land die Nachhaltigkeits- und 
Klimaziele einhalten wird. Die 
Denkfabrik Agora Energiewende 
hat im Januar einen umfassenden 
Vorschlag für einen Kohlekonsens 
unterbreitet. Der zeigt: Bis 2040 
muss das letzte Kohlekraftwerk 
vom Netz gehen, bis 2025 sogar 
schon die Hälfte der Kraftwer-
ke. Die aktuellen Planungen der 
Landesregierungen Sachsen und 
Brandenburg für vier neue Tage-
baue lassen sich damit unmöglich 
vereinbaren. Schaut man sich 
die Szenarien von Agora Ener-
giewende an, dürfen die Energie-
konzerne sogar große Teile der 
bereits genehmigten Tagebaue 
nicht mehr nutzen. Im Rheini-
schen Revier wird die Hälfte der 
genehmigten Braunkohle unter 
der Erde bleiben müssen.  Es wird 
Zeit, dass die Bundesregierung 
Klarheit schafft.

verantwortlich. Beim Abbau von 
Kohle decken Umwelt- und Ent-
wicklungsorganisationen immer 
wieder Menschenrechtsverletzun-
gen auf.

Das kolumbianische Bergbauun-
ternehmen Cerrejón, einer der 
Hauptlieferanten für Steinkohle, 
vertrieb nach Recherchen der Or-
ganisationen FIAN und Urgewald 
indigene und afrokolumbianische 
Gemeinden aus ihren Dörfern, 
ohne sie je zu entschädigen. Der 
Bergbaukonzern Drummond 
ging bei der Ausweitung seines 
Tagebaus sogar über Leichen. So 
steht der Konzern im Verdacht, 
Gewerkschafter eingeschüchtert 
und ermordet sowie bewaffnete 
Konflikte mit Paramilitärs ange-
heizt zu haben, um die Zwangs-
umsiedlungen durchzusetzen. 

Was ein „Weiter so“ bei der Kohle 
für die weltweite Ernährungs-
sicherheit bedeutet, zeigt die 
Entwicklungsorganisation Oxfam 
in ihrer Kampagne „Kohle kostet 
Leben“. Durch einen ungebrems-
ten Klimawandel sinken die Ern-
teerträge und führen zu steigen-
den Preisen für Nahrungsmittel. 
Erfolge bei der Bekämpfung von 
Armut und Hunger werden so 
zunichte gemacht. Schon heute 
bleibt infolge des Klimawandels 
im Norden Kenias seit mehreren 
Jahren die Regenzeit aus.   

An der Kohleverstromung ent-
scheidet sich deshalb, ob Deutsch-

Kohleausstieg jetzt einleiten!
VON SVENJA ALMANN UND STEFANIE LANGK AMP

Svenja Almann ist Mitarbeiterin der 

Kohlekampagne bei der Klima Allianz 

Deutschland.
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In unmittelbaren Gefahrenzonen, 
beispielsweise an Flussufern, an 
Küstenlinien oder an steilen Hän- 
gen leben insbesondere arme Be- 
völkerungsgruppen. Wohnlagen in 
Gefahrenzonen sind für ihre Be- 
wohner und Bewohnerinnen keine 
freiwillige Option, sie sind Aus-
druck des Mangels an bezahlba-
rem Wohnraum. Schätzungen be-
sagen, dass durchschnittlich ca. 30 
Prozent der städtischen Bewohner 
und Bewohnerinnen in Entwick-
lungs- und Schwellenländern in 
informellen Siedlungen leben. 

So ergibt sich ein asymmetrisches 
Verhältnis: Jene, die besonders 
stark von den Folgen des Klima-
wandels betroffen sind, sind meist 
nur geduldete Bewohner ihrer 
Stadt. Entsprechend werden sie 
von ihren Kommunen nicht als An-
spruchsträger und Anspruchsträ-
gerinnen von Rechten anerkannt. 
Projekte zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels sind sel-
ten reine Schutzmaßnahmen, bei-
spielsweise in Form eines Deiches, 
der einen Stadtteil vor reißenden 
Fluten schützen mag. Häufig han-
delt es sich um eine Mischung aus 
Schutz- und sogenannten Stadter-
neuerungsmaßnahmen. Doch bei 
der Umsetzung von Schutzmaß-
nahmen spielen die Interessen 
der direkt Betroffenen selten eine 
prioritäre Rolle. Aus Sicht vieler 
Kommunen bieten Anpassungs-
maßnahmen die wohlbegründete 
Möglichkeit, sich informeller 

Cui Bono? Anpassung an  
den Klimawandel in Städten
VON ALMUTH SCHAUBER

Siedlungen zu entledigen. Die Not-
wendigkeit des Schutzes vor den 
Folgen des Klimawandels sowie 
die Durchführung entsprechen-
der Infrastrukturmaßnahmen in 
renditeorientierten öffentlich-pri-
vaten Partnerschaften drohen, 
in der strukturellen Exklusion 
besonders Bedürftiger zu münden. 
Für die Bewohner und Bewohne-
rinnen von Gefahrenzonen und 
insgesamt für städtische Arme ist 
entscheidend, dass und wie ihre 
Interessen und Rechte in umfas-
sende Stadtentwicklungsprozesse 
einbezogen werden. Stehen ihre 
Interessen nicht im Mittelpunkt 
aller Überlegungen, wie jüngst 
vom Wissenschaftlichen Beirat 
der Bundesregierung für Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) 
gefordert, drohen sich Stadterneu-
erungsmaßnahmen im Zusam-
menhang mit dem Klimawandel 
zu einer besonders perfiden 
Begründung für die Verdrängung 
armer Bevölkerungsgruppen zu 
entwickeln.
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Beispielsweise greift SDG 13.a die klimapolitische 
Verpflichtung auf, 100 Mrd. US-Dollar an Klimafinan-
zierung für Entwicklungsländer bis zum Jahr 2020 
bereitzustellen und den Grünen Klimafonds (GCF), 
der in größerem Umfang Klimaschutz und -anpas-
sung in Entwicklungsländern fördern soll, funktions-
fähig zu machen.

Beim GCF spielt Deutschland eine wichtige Rolle im 
Steuerungsgremium und hat durch seine frühzeitige 
Finanzierungszusage im Jahr 2014 von ca. 1 Mrd. 
US-Dollar andere Geberländer unter Druck gesetzt, 
entsprechend nachzuziehen. Die Bundesregierung 
hat zudem angekündigt, die Mittel weiter zu erhöhen. 
Die Bundeskanzlerin hat im Mai 2015 beim Pe-
tersburger Klimadialog angekündigt, die deutschen 
Haushaltsmittel für Klimafinanzierung bis 2020 auf 
ca. 4 Mrd. Euro zu erhöhen.

Im Ergebnis sind bis heute Gesamtzusagen von etwa 
10 Mrd. US-Dollar von über 40 Staaten und weiteren 
Akteuren zusammengekommen.  Der GCF gilt ab 
Mitte 2016 als weitestgehend operationalisiert. Bis 

Ende 2016 sollen mindestens 2,5 Mrd. US-Dollar für 
Klimamaßnahmen in Entwicklungsländern bewilligt 
werden. Eine weitere Auffüllungsrunde ist erst 2018 
zu erwarten. 

Seit 2014 ist auch insgesamt ein Anstieg der bilatera-
len Mittel für die Klimafinanzierung zu verzeichnen, 
auf ca. 2,1 Mrd. Euro im Jahr 2015. Je nach Zählweise 
ist dies eine Fortsetzung des Anstiegs seit 2011, oder 
aber ein Wiederanwachsen nach einem deutlichen 
Abfall von 2013 gegenüber 2014.  Hinzu kommen Mit-
tel für multilaterale Fonds wie eben den Grünen Kli-
mafonds, aber auch die Globale Umweltfazilität oder 
den UN-Anpassungsfonds, oder den Fonds für die am 
wenigsten entwickelten Länder. Allerdings fehlt ins-
gesamt noch ein klarer, transparenter Aufwuchsplan 
für die Finanzierung bis 2020, der im Vorfeld der 22. 
UN-Klimakonferenz in Marokko (November 2016) 
vorgelegt werden sollte.

Ein Makel in der deutschen Klimafinanzierung 
bleibt, dass nahezu alle Mittel auf die ODA-Quote zur 
Erreichung des 0,7-Prozent-Ziels angerechnet wer-
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den, obwohl der Klimawandel, da wo entsprechende 
Maßnahmen tatsächliche Kosten verursachen, eine 
zusätzliche Last insbesondere für die ärmsten Ent-
wicklungsländer darstellt. Detailliertere Analysen 
der Anrechnung von Finanzmitteln für Klimaanpas-
sung werfen zumindest Fragen auf, wenngleich eini-
ge andere Geberstaaten eine deutlich großzügigere 
Anrechnungspolitik zu fahren scheinen.  Auch sollte 
Deutschland den Anteil der Anpassungsfinanzierung, 
der heute noch deutlich geringer als 50 Prozent ist, 
erhöhen.

Fazit

Der Kampf gegen den Klimawandel ist ein Kernbe-
standteil der SDGs: Ohne eine Abwendung eines im 
großen Maßstab gefährlichen Klimawandels und der 
Integration von Klimarisiken in nahezu alle SDG-Be-
reiche sind die SDGs nicht zu erreichen. Aber auch 
umgekehrt ist Entwicklungsfortschritt zentral für 
das Ziel einer weitestgehend emissionsfreien und 
klimaresilienten Transformation.

Deutschlands nationale Klima- und Energiepolitik 
befindet sich derzeit in einer kritischen Phase, in der 
die Erreichung der 2020er-Reduktionsziele massiv 
gefährdet ist und langfristige Weichenstellungen die 
Pariser Klimaziele zu konterkarieren drohen. Eine 
solche „Absage“ an das Pariser Klima-Abkommen 
wäre außenpolitisch fatal zu einer Zeit, in der die 
Kosten der erneuerbaren Energien weltweit rapide 
sinken, die Klimafolgen immer stärker zuschlagen 
und sich die Welt nun ernsthaft kooperativ an den 
Klimaschutz macht. 

Ein mit den Pariser Zielen vereinbarer Ausstieg aus 
der Kohleverstromung muss auf den Weg gebracht 
und sozial- und wirtschaftspolitisch flankiert sowie 
der Ausbau der Erneuerbaren beschleunigt statt 
gebremst werden. Im Bereich der internationalen 
Klimafinanzierung gibt es positive Entwicklungen 
und Ankündigungen, die aber durch verlässliche 
Aufwuchspläne insbesondere bei der öffentlichen Fi-
nanzierung noch in diesem Jahr untermauert werden 
müssen.
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